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Entwurf eines Gesetzes zur Ausgestaltung der Inklusiven Kinder- und 
Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfeinklusionsgesetz – IKJHG) 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

vielen Dank für die Übersendung des Entwurfs eines Gesetzes zur Ausgestaltung der In-

klusiven Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfeinklusionsgesetz – IKJHG). Der 

Freistaat begrüßt das Ziel einer Verbesserung der Situation junger Menschen mit Behin-

derung und ihrer Familien sehr. 

 

Nicht nachvollziehbar ist allerdings, dass die Stellungnahmefrist für diesen umfangrei-

chen Entwurf, der das Achte Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) grundlegend ändern soll, 

auf gerade einmal zweieinhalb Wochen reduziert wurde. Unter diesen Gegebenheiten 

werden eine adäquate Einbindung der Fachpraxis und eine darauf aufbauende Stellung-

nahme unmöglich gemacht. Zwingend erforderlich ist, die Praxis der Jugendhilfeträger, 

insbesondere die Kommunalen Spitzenverbände als Vertreter der die Gesamtverantwor-

tung tragenden Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in einem der Bedeutung des Vorha-

bens gerecht werdenden Zeitrahmen aktiv zu beteiligen. 

 

Bei der infolge der unzumutbar knappen Frist allein möglichen kursorischen Prüfung be-

stehen nach wie vor erhebliche Änderungs- und Ergänzungsbedarfe. Entscheidend für 
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das Gelingen der inklusiven Lösung sind insbesondere ausreichend lange Übergangs-

zeiträume für die Gewinnung qualifizierten Personals bei lückenlosem Wissenstransfer 

sowie eine auskömmliche Finanzierung. Beide Erfordernisse werden durch den vorgeleg-

ten Entwurf verfehlt. Entscheidende Voraussetzungen, insbesondere eine Übernahme 

der erheblichen Mehrkosten durch den Bund, eine Verlängerung des Umsetzungszeit-

raums und auch eine unbefristete Länderöffnungsklausel, die Gestaltungsspielräume für 

Länder und Kommunen bei der Sicherstellung ausreichender Versorgungsstrukturen er-

möglicht, sind nicht enthalten. Wir sehen insgesamt noch dringenden Nachbesserungs-

bedarf.  

 

Die geplanten Rechtsänderungen müssen einen pragmatischen Vollzug zum Wohle jun-

ger Menschen mit und ohne Behinderung sicherstellen. Dabei müssen die Auswirkungen 

in einem angemessenen Verhältnis zu den erwarteten Verbesserungen stehen. Der Ent-

wurf konstatiert selbst, dass Verbesserungen für junge Menschen mit Behinderungen 

und ihre Familien nur dann eintreten, wenn eine Reform „für die Praxis der Kinder- und 

Jugendhilfe rechtssicher und rechtsanwenderfreundlich umsetzbar ist […] und keinen der 

beteiligten Akteure überfordert“ (S. 2 IKJHG-E). Dieses Ziel wird mit dem vorgestellten 

rechtlichen Rahmen nicht erreicht. Die geplanten Regelungen verursachen hohe Kosten 

und Bürokratie ohne ausreichenden Mehrwert für junge Menschen mit Behinderung und 

ihre Familien.  

 

Wichtig ist, dass die Reform zu keiner Verschlechterung für Betroffene, aber auch zu kei-

ner Ausweitung der Leistungen (vgl. § 108 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII) führt. Der Entwurf in 

der vorgestellten Fassung wird jedoch mit hoher Wahrscheinlichkeit – insbesondere an-

gesichts der viel zu kurzen Übergangsfrist und fehlenden Kostenübernahme durch den 

Bund – zu einer Verschlechterung der Versorgung junger Menschen mit Behinderung 

und ihrer Familien führen und die Versorgungssicherheit im Bereich der Jugendhilfe ins-

gesamt akut gefährden, weshalb dringender Nachbesserungsbedarf besteht. Insbeson-

dere kommen für die ohnehin derzeit an der Belastungsgrenze agierenden Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe, die die Gesamtverantwortung in der Jugendhilfe tragen, weitere 

zusätzliche Aufgaben hinzu (z.B. Aufbau eines neuen Schnittstellenmanagements im Be-

reich der Leistungen der Eingliederungshilfe mit den Krankenkassen, Pflegekassen und 

der Arbeitsverwaltung).  
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Vor diesem Hintergrund weisen wir bei der infolge der unzumutbar kurzen Frist allein 

möglichen kursorischen Erkenntnislage bereits jetzt u.a. auf folgende nicht abschlie-

ßende Änderungs- und Ergänzungsbedarfe hin:  

 

I. Zum Verfahren 

Angesichts der enormen Komplexität des Vorhabens muss ein gründliches Gesetz-

gebungsverfahren sichergestellt werden. Die Zusammenführung der Leistungen der 

Eingliederungshilfe in der Jugendhilfe ist eine enorme Herausforderung, die alle be-

teiligten Systeme über Jahre beschäftigen wird. Das erfordert insbesondere ausrei-

chend lange Beteiligungsfristen im Gesetzgebungsverfahren. Es ist inakzeptabel, 

dass die Praxis die Versäumnisse im Gesetzgebungsverfahren ausgleichen muss, 

nur, weil das Gesetz im Eilverfahren verabschiedet werden soll.  

 

Der Prozess ist deshalb zwingend zu entschleunigen. Eine Reform dieser Größe und 

Tragweite benötigt deutlich mehr Vorlauf, um der hiervon maßgeblich betroffenen 

Fachpraxis ausreichend Gelegenheit zur vertieften Prüfung und Stellungnahme zu 

geben. Der Dialogprozess hat zwar Regelungsmöglichkeiten sondiert, aber keine 

Festlegungen getroffen und damit nahezu alle wesentlichen Fragen unbeantwortet 

gelassen. Eine vertiefte Befassung mit den geplanten Änderungen ist für die Fach-

praxis erst seit der offiziellen Veröffentlichung am 16. September 2024 möglich. Die 

dabei gesetzte Frist von gerade einmal zweieinhalb Wochen reicht nicht annähernd, 

um eine Reform dieser Tragweite fachlich fundiert bewerten zu können. Das 

BMFSFJ muss zwingend noch vor Befassung des Bundeskabinetts insbesondere 

die Kommunalen Spitzenverbände in das Verfahren einbeziehen und ein Einverneh-

men erzielen. Eine Änderung gegen die Interessen der kommunalen Ebene ist nicht 

denkbar. Die bloße Anhörung genügt hier nicht. 

 

Darüber hinaus sind mit dem vorgestellten Entwurf auch noch nicht alle Konsequen-

zen hinreichend geklärt. Insbesondere die Ausführungen zu den Kostenauswirkun-

gen sind in erheblichem Maße defizitär und müssen nachgearbeitet werden, siehe 

dazu sogleich.  

 

 

 



 

SEITE 4

 

 

II. Kosten und Haushaltsausgaben 

Mit der geplanten Ausgestaltung der Reform werden in allen Bereichen der Kinder- 

und Jugendhilfe erhebliche Kostenauswirkungen insbesondere auf die Kommunen 

verbunden sein. Die kommunalen Haushalte stehen jedoch bereits jetzt vor allem 

auch durch die erheblichen Lasten der Bundesgesetzgebung unter großem Druck, 

so dass – auch für fachlich gut gemeinte Weiterentwicklungen – keine finanziellen 

Spielräume mehr vorhanden sind. Vor diesem Hintergrund müssen alle Kosten zwin-

gend durch den Bund ausgeglichen werden. Regelungen hierzu fehlen indes völlig. 

 

Die im Entwurf vorgenommene Schätzung der Haushaltsangaben ist dabei auch 

nicht valide und in erheblichem Maße defizitär. Soweit sie sich explizit auf die Studie 

„Berechnung der geschätzten einmaligen Umstellungskosten der Verwaltung in 

Folge der Gesetzesänderung ‚Inklusive Lösung im SGB VIII‘“ der Ramboll Manage-

ment Consulting GmbH bezieht, scheidet diese als seriöse Grundlage einer ab-

schließenden Kostenschätzung aus. Die Studie wurde vor Kenntnis der Rahmenbe-

dingungen des vorliegenden Gesetzesentwurfs verfasst und geht deshalb selbst da-

von aus, dass sie unter dem Vorbehalt der Aktualisierung steht. Inwieweit die Schät-

zungen im Hinblick auf den vorliegenden Entwurf aktualisiert wurden, ist allerdings 

nicht erkennbar. Daneben geht die Studie auch teilweise von falschen Anknüpfungs-

tatsachen aus und ist in sich widersprüchlich: Auf S. 14 heißt es: „Im gesamten Bun-

desgebiet wird die Annahme zu Grunde gelegt, dass am häufigsten eine Verschie-

bung innerhalb der Ebene Landkreis oder kreisfreier Stadt zu erwarten ist.“ Diese 

Schlussfolgerung stimmt jedoch nicht mit der in Bezug genommenen Tabelle über-

ein. Danach ist eine Verschiebung innerhalb der Ebene Landkreis/kreisfreier Stadt in 

287 Kommunen zu erwarten; eine Verschiebung von einem überörtlichen zu einem 

örtlichen Träger hingegen in 288 Kommunen. Die Zahlen aus der Studie spiegeln zu-

dem die Umstellungsprozesse für den Freistaat nicht ansatzweise wider. Für die Ein-

gliederungshilfe im derzeitigen Zuständigkeitszuschnitt der Bezirke in Bayern müss-

ten erst örtliche Strukturen durch einen zukünftig zuständigen Jugendhilfeträger ge-

schaffen werden. Jugendämter der Landkreise dürften im Falle einer Gesamtzustän-

digkeit nach ersten Schätzungen ca. 15 – 20 Prozent mehr an Personal benötigen. 

Diese Mehrbelastung würde voraussichtlich nicht durch einen im gleichen Umfang 

geringeren Personalaufwand bei den Bezirken kompensiert, da diese weiterhin für 

Leistungen der Eingliederungshilfe im Erwachsenenbereich zuständig bleiben. Hinzu 
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kommt, dass durch die Dezentralisierung von sieben Bezirken auf 96 Jugendämter 

auch Synergieeffekte verloren gehen. 

 

Auch inhaltlich ist die Schätzung der Haushaltsausgaben nach den Rückmeldungen 

aus der Fachpraxis nicht ansatzweise nachvollziehbar und deutlich zu gering ange-

setzt. Eine vertiefte eigene Kostenschätzung war angesichts der unhaltbar kurzen 

Stellungnahmefrist nicht möglich. Offensichtlich ist jedoch, dass die hochgerechne-

ten Umstellungskosten pro Jugendamt nicht zutreffen können – hier nennt die baye-

rische Praxis aufgrund des Personalmehrbedarfs deutlich sechsstellige Summen. 

Nicht nachvollziehbar und auch nicht begründet ist daneben, weshalb der Referen-

tenentwurf für die einmaligen Umstellungskosten lediglich das mittlere Szenario der 

o.g. Studie zugrunde legt und nicht etwa das Maximalszenario.  

 

Auch die dauerhaften jährlichen Personalkosten dürften um ein Vielfaches höher lie-

gen. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass ein erheblicher Erfüllungsaufwand 

nicht nur bei den Jugendämtern vor Ort, sondern auch bei den eine Betriebserlaub-

nis erteilenden Behörden entstehen wird. Es ist davon auszugehen, dass aufgrund 

der gesetzlich geänderten Rahmenbedingungen und der neuen gesetzlichen Grund-

lagen bzw. geänderten Anspruchstatbestände alle Erlaubnisse sowohl im Jugend-

hilfe- als auch im Eingliederungshilfebereich neu zu fassen sind. Zudem wird es 

mehr Beratungs- und Begleitungsbedarfe der Träger bzw. Leistungsanbieter geben, 

was den Beratungs- und Begleitaufwand nach § 85 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 und 7 SGB VIII 

deutlich erhöhen und ebenfalls in erheblichem Maß personelle Ressourcen binden 

wird. Hierzu muss auch das dortige Personal weiterqualifiziert werden. Darüber hin-

aus werden die Regelungen zur Gerichtsbarkeit voraussichtlich zu mehr Wider-

spruchsverfahren führen, da ein solches bei den Sozialgerichten zwingend vorgege-

ben ist. Auch dies wird weiteren Erfüllungsaufwand generieren. 

 

Schließlich sind auch die jährlichen Mehrkosten i.H.v. 12 Mio. Euro nicht valide kal-

kuliert. Gerade im Bereich der Assistenzleistungen im Freizeitbereich wird mit deut-

lich höheren Begehrlichkeiten gerechnet. Einer der ersten Anwendungsbereiche 

dürfte etwa die Begleitung zu Ferienangeboten beim Rechtsanspruch auf Ganztag 

im Grundschulalter sein.  
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Zudem muss vermieden werden, dass es zu einer Kostenverlagerung vom Bund auf 

die Träger der öffentlichen Jugendhilfe kommt. Derzeit können junge Menschen ab 

Vollendung des 18. Lebensjahres, die dauerhaft voll erwerbsgemindert sind, bei be-

stehender Hilfebedürftigkeit existenzsichernde Leistungen nach dem 4. Kapitel des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch beziehen. Hierfür trägt der Bund die Kosten, die 

Kosten der Eingliederungshilfe (Fachleistungen) wiederum tragen Länder und/oder 

Kommunen. Diese Kostenaufteilung gilt es, auch künftig zu erhalten. 

 

Auch die Angaben zum Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft sind in Frage zu stellen. 

Der Entwurf geht davon aus, dass für die Wirtschaft kein Erfüllungsaufwand entsteht. 

Das berücksichtigt allerdings nicht, dass für die Sozialwirtschaft durchaus erhebli-

cher Aufwand zu erwarten ist, z.B. bei notwendigen Umbaumaßnahmen zu einer 

barrierefreien Umgebung oder infolge anderer Betreuungsschlüssel für inklusive 

Leistungen.  

 

Diese Kosten der Leistungserbringer sind nicht berücksichtigt. Der Bund muss des-

halb – über die oben beschriebene Übernahme der Mehrkosten hinaus – auch ziel-

gerichtete Investitions- und Förderprogramme schaffen, die es den Trägern ermögli-

chen, Einrichtungen barrierefrei zu gestalten und die Umstellung zu bewältigen. 

 

III. Zwingend notwendige Verlängerung der Übergangsfrist 

Die Kinder- und Jugendhilfe steht aktuell bundesweit infolge multipler Herausforde-

rungen (u.a. Unterbringung unbegleiteter minderjähriger Ausländer, Umsetzung 

Rechtsanspruch Ganztag, großer Fachkräftebedarf im gesamten Bereich der Ju-

gendhilfe, um die stetig steigenden Anforderungen zu erfüllen) unter erheblichem 

Druck. Angesichts der immensen Herausforderungen für die Fachpraxis im Rahmen 

der Umstellung wird mit Nachdruck für ausreichend lange Übergangsfristen plädiert, 

um eine gute Verwaltungspraxis zum Wohle der jungen Menschen mit und ohne Be-

hinderung sowie ihrer Familien sicherzustellen. Insbesondere sind in großem Um-

fang Weiterqualifizierungen erforderlich. Die mit der Reform einhergehende zusätzli-

che Aufgabe der Jugendämter zur Koordinierung der anderen Schnittstellen wird 

ebenfalls erhebliche Ressourcen und neues Know-How erfordern.  
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Der bislang ohne Not forcierte Zeitraum zieht angesichts der ohnehin personell an-

gespannten Situation in der Fachpraxis gravierende Probleme nach sich. Die Ju-

gendämter sind bereits jetzt an ihren Kapazitätsgrenzen angekommen. Der deutliche 

Personalmehrbedarf wird in erheblichem Umfang Köpfe binden, die dann nicht mehr 

für die Leistungserbringung zur Verfügung stehen. Zur Sicherstellung der Versor-

gungssicherheit ist es daher dringend erforderlich, dass die Umsetzung der Reform 

nicht vor dem Jahr 2032 stattfindet, um notwendige Ausbildungszeiten für Personal-

gewinnung zu berücksichtigen. Zusätzliche Belastungen sind in der jetzigen Situa-

tion grob fahrlässig. Es besteht die akute Gefahr, dass junge Menschen nicht mehr 

die dringend benötigte Hilfe erhalten und die Versorgungsstruktur, einschließlich des 

Kinderschutzes, gefährdet wird. 

 

IV. Länderöffnungsklausel 

Begrüßt wird die Möglichkeit einer Länderöffnungsklausel. Entschieden abzulehnen 

ist allerdings die in Art. 1 Nr. 39 IKJHG-E enthaltene Befristung bis zum Jahr 2030 

sowie die Ausgestaltung verbunden mit einem Sicherstellungsauftrag des Landes. 

Mit der „inklusiven Lösung“ sind in Bayern ganz erhebliche, aufwändige Änderungen 

der Behördenstrukturen verbunden. Beispielsweise müsste die Eingliederungshilfe 

für körperlich und geistig behinderte Kinder von der Ebene der sieben Bezirke auf 

die Ebene der 96 Träger der öffentlichen Jugendhilfe transferiert werden. Dabei sind 

hohe Umstellungskosten und aufwändige bürokratische Prozesse zu erwarten. Ent-

sprechend müssen die Jugendämter Personal einstellen und durchweg neu struktu-

riert werden.  

 

Zur Schaffung von Synergieeffekten und damit insgesamt zur bestmöglichen Sicher-

stellung der Leistungen können gerade in Flächenstaaten wie Bayern länderspezifi-

sche Lösungen erforderlich werden, weshalb eine generelle unbefristete Möglichkeit 

für länderspezifische Anpassungen erforderlich ist. Die vorgesehene Befristung er-

möglicht lediglich eine temporäre Lösung, die in keinem Verhältnis zum erwarteten 

Aufwand steht. Auch eine unbefristete Länderöffnungsklausel tangiert das selbstver-

ständlich umzusetzende materielle Recht nicht, so dass dieses weiterhin bundesein-

heitlich umgesetzt werden kann. Ziel ist lediglich, dass vorhandene Strukturen zu-

gunsten junger Menschen mit und ohne Behinderung optimal genutzt werden kön-

nen, um alle verfügbaren Ressourcen in die konkrete Verbesserung der Situation der 
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betroffenen jungen Menschen und ihrer Familien zu lenken und nicht lediglich in die 

teure Bewältigung neuer bürokratischer Hürden. 

 

Nicht akzeptabel ist ferner der im Formulierungsvorschlag enthaltene Sicherstel-

lungsauftrag des Landes. Sowohl bei der Eingliederungshilfe wie auch bei der Kin-

der- und Jugendhilfe handelt es sich um Aufgaben im eigenen Wirkungskreis der 

Kommunen.  

 

V. Heranziehung zu Kostenbeiträgen 

Die Verlagerung der Entscheidung über die Regelungen zur Kostenheranziehung in 

das Verordnungsverfahren ist scharf zu kritisieren und nicht tragbar. Die Heranzie-

hung zu Kostenbeiträgen ist ein äußerst kritischer Punkt im Rahmen der gesamten 

Reform und auch mit erheblichen finanziellen Auswirkungen – sowohl für die Be-

troffenen als auch die Kommunen – verbunden und bedarf deshalb selbstverständ-

lich einer detaillierten Auseinandersetzung innerhalb des Gesetzesentwurfs, weil 

hiervon auch maßgeblich die Zustimmung zur Reform als solche abhängt. Durch die 

Verlagerung in das Verordnungsverfahren kann insbesondere nicht bewertet wer-

den, wie hoch etwaige Mehrkosten ausfallen werden. Es handelt sich um eine Ver-

schleierung der tatsächlichen Folgen. 

 

Es ist von entscheidender Bedeutung, dass den Ländern Gelegenheit gegeben wird, 

alle möglichen Auswirkungen des Gesetzes vollständig zu verstehen, bevor sie ihre 

Zustimmung geben. Dies schließt die Vermeidung unerwarteter Entwicklungen wäh-

rend des Verordnungsverfahrens ein, die im Nachhinein eine Zustimmung zum Ge-

setz infrage stellen könnten. 

 

Dabei zeichnet sich aus Sicht der kommunalen Praxis schon jetzt ab, dass es beim 

modifizierten Kostenbeitrag zu geringeren Einnahmen kommen wird: Soweit „er-

sparte Aufwendungen“ mit oft geringer Pauschale zum Einsatz kommen, wird dies 

zu deutlich geringeren Kostenbeiträgen führen. Soweit Kindergeld nicht mehr grund-

sätzlich als Mindestkostenbeitrag zusätzlich zu dem sich aus dem Einkommen er-

rechneten Kostenbeitrag erhoben wird, sondern zum Einkommen zählt, wird dies 

ebenfalls zu erheblichen Einnahmenminderungen führen. § 94 Absatz 3 Satz 1 

SGB VIII-E sieht zudem vor, dass Kindergeld nicht mehr als solches von den Eltern 
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oder von der Kindergeldkasse direkt und in voller Höhe an die Kommune abgeführt 

wird, sondern dem Einkommen der Eltern zugerechnet wird. Das hätte zur Folge, 

dass Eltern mit geringem Einkommen Kindergeld erhalten würden, aber nichts davon 

abführen müssten, obwohl ihre Kinder in stationären oder teilstationären Einrichtun-

gen leben. Auch dies hätte bereits nach jetzigen Schätzungen aus der kommunalen 

Praxis beträchtliche Mindereinnahmen der wirtschaftlichen Jugendhilfe zur Folge. 

Die kommunale Praxis weist darauf hin, dass die Begrenzung des Kostenbeitrages 

auf die Höhe des Kindergeldes zu erheblichen Mindereinnahmen bei den Hilfen für 

junge Volljährige führen wird, wenn die Eltern für junge Volljährige Kindergeld erhal-

ten. Der Einsatz als einkommensunabhängiger Kostenbeitrag hat zudem für die 

kommunale Praxis den Vorteil, dass der Jugendhilfeträger einen Erstattungsan-

spruch gegenüber der Familienkasse hat, sofern der Elternteil seiner Zahlungspflicht 

nicht nachkommt – auch dies würde durch die Neuregelung aufgegeben. 

 

Die Neuregelungen verursachen zudem aus Sicht der kommunalen Praxis mehr Auf-

wand: Kann bislang jeder Elternteil getrennt herangezogen werden mit der Folge, 

dass zwei Kostenbeiträge erhoben werden konnten, wird zukünftig nur noch ein – 

zudem durch die Regelbedarfsstufen begrenzter – Kostenbeitrag berechnet werden, 

da zusammenlebende Elternteile gemeinsam herangezogen werden. Eine solche 

Regelung gab es bereits früher im SGB VIII; sie hat sich allerdings nicht bewährt. 

Dadurch müssten immer wieder Neuberechnungen durchgeführt werden, wenn El-

tern sich im Hilfeverlauf räumlich trennen oder eine „On-Off-Beziehung“ führen. Die 

Kostenbeiträge von Eltern werden in aller Regel erheblich niedriger ausfallen als Un-

terhaltsansprüche: Stellen Elternteile, die mit dem Kind auch vor Gewährung einer 

stationären Hilfe nicht zusammenlebten, bei Hilfebeginn fest, dass sie „dank der 

Heimunterbringung“ nun viel weniger zahlen müssen, könnte dies deshalb fragwür-

dige Anreize verstärken. Streitfälle sind vorprogrammiert. 

 

VI. § 85 Abs. 5 SGB VIII-E 

§ 85 Absatz 5 hat seinen Anwendungsbereich in einer speziell in Bayern bestehen-

den Aufgabenteilung im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe, da dort der Bayerische 

Jugendring als Körperschaft des öffentlichen Rechts die auf die Jugendarbeit bezo-

genen Aufgaben des Landes als überörtlicher Träger wahrnimmt. Durch die anvi-

sierte Änderung des Absatzes 5 fällt die Regelung weg, die eine solche Übertragung 
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ermöglicht hat. Es wird davon ausgegangen, dass es sich insoweit lediglich um ei-

nen redaktionellen Fehler handelt. Dringend erforderlich ist deshalb die Einfü-

gung einer Klarstellung, die den Bestand bisheriger Aufgabenübertragungen 

absichert, z.B.: „Aufgabenübertragungen, die durch ein Land als überörtlichem Trä-

ger bis zum 30. Juni 1993 auf andere Körperschaften des öffentlichen Rechts vorge-

nommen wurden, bleiben wirksam.“ 

 

VII. Weitere (nicht abschließende) fachliche Anmerkungen 

 

1. Verbesserung der Schnittstellenbeschreibungen, insbesondere zur Pflege 

Das Verhältnis von Eingliederungshilfeleistungen zu denen der Pflegeversicherun-

gen bzw. der Hilfe zur Pflege muss deutlicher geklärt werden. Auch die Schnittstelle 

zur außerschulischen Bildung fehlt bislang und sollte ergänzend aufgenommen wer-

den. Es wird zudem angeregt, sämtliche mögliche Schnittstellen nochmals zu über-

prüfen, z.B. auch zum Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch – SGB XIV (Problematik 

der sog. „Schüttelkinder“). 

 

2. § 1 SGB VIII 

Es sollte deutlich werden, dass der Träger der Kinder- und Jugendhilfe einen neuen, 

erweiterten Gesamtauftrag, nämlich die volle, wirksame und gleichberechtigte Teil-

habe, erhält, der Ziele und Aufgaben der Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe 

gleichrangig nebeneinanderstellt. § 1 Absätze 1 und 3 sollten deshalb um den Ge-

danken der Teilhabe für junge Menschen mit Behinderung vergleichbar § 1 Satz 1 

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) ergänzt werden. Dabei muss der Eindruck 

vermieden werden, als stünde die Teilhabe akzessorisch zu Hilfen zur Erziehung. 

Um den neuen Gesamtauftrag klarzustellen, sollte in den allgemeinen Vorschriften in 

§ 1 Absatz 1 ergänzt werden, dass junge Menschen mit (drohenden) Behinderungen 

Leistungen erhalten, um ihre Selbstbestimmung und ihre volle wirksame und gleich-

berechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu 

vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken. Damit ist auch klargestellt, dass Leistun-

gen der Eingliederungshilfe und Hilfen zur Erziehung und Entwicklung unterschiedli-

che Zielsetzungen haben.  
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Bei vielen Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen besteht kein Bedarf nach 

Hilfen zur Erziehung. Dies ist auch im Referentenentwurf klarzustellen. So ist insbe-

sondere deutlich zu machen, dass sowohl nur Hilfen zur Erziehung als auch nur 

Leistungen zur Teilhabe zum Tragen kommen können. Es muss klargestellt sein, 

dass eine Behinderung in aller Regel nicht Folge eines „Erziehungsverfehlens“ der 

Eltern ist. 

 

3. § 5 Abs. 3 SGB VIII-E 

Durch das Hinzufügen des Absatzes 3 wird die Entscheidungshoheit der die Ge-

samtverantwortung tragenden Träger der öffentlichen Jugendhilfe weiter beschränkt, 

da nun das Kriterium der Zumutbarkeit ausschlaggebend sein wird und weniger das 

Kriterium der Wirtschaftlichkeit wie bisher. Dies könnte dazu führen, dass „Luxusan-

gebote“ finanziert werden müssten. Bisher muss der Wahl und den Wünschen von 

Leistungsberechtigten entsprochen werden, wenn dies nicht mit unverhältnismäßi-

gen Mehrkosten verbunden ist. Künftig ist gem. § 5 Abs. 3 zunächst (in jeden Fall) 

zu prüfen, ob dem Berechtigten die Abweichung von seinen Wünschen zuzumuten 

ist. Ist ein Abweichen hiervon unzumutbar, dann spielen die mit der Wahl und den 

Wünschen verbundenen etwaigen Mehrkosten keine Rolle mehr. Die Mehrkosten 

sind in diesem Fall vom Jugendamt zu übernehmen. Die zusätzlich erforderliche 

Prüfung wird aus Sicht der kommunalen Praxis weiteren Personalbedarf verursa-

chen und ferner evtl. zu unverhältnismäßig hohen Fallkosten führen. Die Klärung 

dieser Zumutbarkeit wird ferner mit hoher Wahrscheinlichkeit zu mehr Rechtsunsi-

cherheit und damit zu gerichtlichen Verfahren führen. Es wird deshalb angeregt, § 5 

Abs. 3 Sätze 3 und 4 (neu) SGB VIII zu streichen oder zumindest eine Kostenschät-

zung vorzunehmen.   

 

4. Anpassung § 6 Abs. 3 SGB VIII 

Nach § 6 Abs. 3 SGB VIII in der aktuellen Fassung können deutschen Staatsbürge-

rinnen und Staatsbürgern Leistungen nach diesem Buch auch gewährt werden, 

wenn sie ihren Aufenthalt im Ausland haben und soweit sie nicht Hilfe vom Aufent-

haltsland erhalten. Um Leistungsausweitungen zu vermeiden, muss an dieser Stelle 

folgerichtig auf § 101 SGB IX verwiesen werden, der die Gewährung von Leistungen 

der Eingliederungshilfe für Deutsche im Ausland an Bedingungen knüpft. 
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5. § 10 SGB VIII-E 

Die nicht näher ausgeführte Feststellung, dass die Leistungen nach diesem Buch 

Leistungen nach dem Neunten und Zwölften Buch vorgehen, wird kritisch gesehen: 

Die gesetzeshierarchische Vorrangstellung von Teil 1 SGB IX, insbesondere der 

§§ 7 Abs. 2, 13, 14 und 19 SGB IX, gegenüber den individuellen Leistungsgesetzen 

der jeweiligen Rehabilitations- bzw. Leistungsträger bedarf einer konsequenten Be-

achtung und Anwendung. Dieser Grundsatz hat unmittelbare Auswirkungen auf die 

Komplexleistung Früherkennung und Frühförderung sowie die trägerübergreifende 

Umsetzung der Frühförderungsverordnung. 

 

In der allgemeinen Vorrangregelung des neuen § 10 Abs. 4 besteht überdies die Ge-

fahr, dass die Kinder- und Jugendhilfe für alle Bereiche zum vorrangigen Aufgaben-

verantwortlichen und Kostenträger erklärt wird. Der bisherige § 10 Abs. 4 Satz 2 

(„Abweichend von Satz 1 gehen Leistungen nach § 27a Absatz 1 in Verbindung mit 

§ 34 Absatz 6 des Zwölften Buches … den Leistungen nach diesem Buch vor“) hat 

z.B. weiterhin seine Berechtigung, denn die Mittagsverpflegung an den 

Schulen ist keine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe. 

 

Hinsichtlich des zukünftigen Absatz 6 wird darauf hingewiesen, dass nach Inkrafttre-

ten des IKJHG der Verweis nicht mehr auf § 39, sondern auf § 39c SGB VIII-E lau-

ten müsste. 

 

6. § 10a SGB VIII 

Da es nach Inkrafttreten der Reform keine minderjährigen Leistungsberechtigten 

nach § 99 SGB IX mehr geben wird, ist eine Regelung der Teilnahme des Trägers 

der öffentlichen Jugendhilfe am Gesamtplanverfahren nach § 117 Absatz 6 SGB IX 

in diesen Fällen nicht mehr erforderlich und § 10a Abs. 3 demnach zu streichen. 

 

7. Leistungen zur Entwicklung, zur Erziehung und zur Teilhabe 

Es ist zunächst zu begrüßen, dass der Referentenentwurf die Leistungen der Ein-

gliederungshilfe und Hilfen zur Erziehung in zwei getrennten Tatbeständen regelt. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass in manchen Regelungen die drohende Behinde-

rung als Tatbestandsmerkmal explizit aufgenommen wurde, in vielen anderen Rege-

lungen nicht. Sofern eine drohende Behinderung bei allen Regelungen mitgedacht 

werden soll, ist eine Vereinheitlichung sinnvoll.  

 

8. § 27 SGB VIII-E 

 

a) Abs. 2 

Im Gegensatz zu den übrigen Absätzen wird hier der Terminus „junge Menschen“ 

verwendet. Sofern – wovon ausgegangen wird – es sich hierbei um ein Redaktions-

versehen handelt und junge Volljährige nicht mit einbezogen werden sollen, ist eine 

Berichtigung erforderlich.  

 

Das neu normierte Antragsrecht für Jugendliche für teilstationäre und stationäre 

Hilfen zur Erziehung wird kritisch gesehen. Damit wird eine zentrale Errungenschaft 

des SGB VIII, nämlich die (zwingende) Einbeziehung der Personensorgeberechti-

gung als gleichberechtigte Akteure in den Hilfeprozess (Partizipation im Rahmen 

der Bedarfsklärung), aufgegeben. Darüber hinaus ist das grundgesetzlich ge-

schützten elterliche Erziehungsrecht zu achten. Sofern sich Personensorgeberech-

tigte gegen die Inanspruchnahme von Hilfen aussprechen und dies gegen den Wil-

len der bzw. des Jugendlichen geschieht, kann auch bereits jetzt zum Schutz der 

betroffenen Personen das Familiengericht angerufen und auf die Inanspruchnah-

men der Hilfen hingewirkt werden. Unberührt davon bleibt die Möglichkeit zur Inob-

hutnahme, wenn sich aus den Umständen eine Kindeswohlgefährdung ergibt. Dar-

über hinaus werden Jugendliche schon nach geltendem Recht mit eigenen Bera-

tungsansprüchen ausgestattet. Auch nach derzeitiger Rechtslage (allein die Perso-

nensorgeberechtigten sind anspruchsberechtigt) werden unterschiedliche Ansich-

ten von Personensorgeberechtigten und Kindern bzw. Jugendlichen im Wege der 

Beratung gelöst, die auch einen Aushandlungsprozess enthält. Daher ist ein geson-

dertes Recht von Jugendlichen im Sinne einer zusätzlichen Regelung zur Geltend-

machung des Anspruchs überflüssig. Darüber hinaus wird die Anrufung des Famili-

engerichts im Falle einer solchen Regelung nicht obsolet: Selbst bei bestehendem 

Bedarf auf (teil-)stationäre Hilfe zur Erziehung können diese ohne Zustimmung der 
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Personensorgeberechtigten nicht gewährt werden, da diese regelhaft das Aufent-

haltsbestimmungsrecht innehaben. Auflösen ließe sich diese Konkurrenz nur durch 

ein familiengerichtliches Verfahren mit dem Ziel sorgerechtliche Maßnahmen einzu-

leiten. Dementsprechend würde sich – im Vergleich zur derzeitigen Rechtslage – 

keine (positive) Veränderung für die Jugendlichen ergeben. Zudem wäre damit zu 

rechnen, dass in Konfliktfällen wegen des Aufenthaltsbestimmungsrechts der Eltern 

sehr viel mehr Verfahren vor den Familiengerichten verhandelt werden müssen und 

zur Ausgestaltung der Hilfe dann möglicherweise auch noch vor den Verwaltungs-

gerichten. Die Regelungen in den §§ 1 Abs.1, 8 und 36 SGB VIII reichen bereits de 

lege lata völlig aus, um die Kinderrechte zu wahren.  

 

b) Abs. 3 

In der Mitte des Absatzes 3 ist wieder von „jungen Menschen“ die Rede. Unklar ist, 

was damit im Hinblick auf die Worte „Kinder oder Jugendliche“ am Anfang des Ab-

satzes 3 beabsichtigt ist, vgl. im Übrigen auch bereits oben. 

 

Schließlich erscheint fraglich, ob die in Absatz 3 genannte „individuelle Lebensfüh-

rung“ oder auch die möglichst selbstbestimmte und eigenverantwortliche Lebens-

planung und -führung auf alle Altersgruppen anzuwenden ist, also z.B. auch auf 

Sechsjährige und wenn ja, mit welchen Folgen auf die ggf. erfolgende Hilfegewäh-

rung. Zielführend könnte es sein, das Wort „altersentsprechend“ einzufügen. 

 

c) Abs. 3a 

In Absatz 3a soll laut Begründung des IKJHG-E (S. 52) das Kriterium der „Wesent-

lichkeit“ einer Behinderung inhaltlich aufgenommen sein. Dies kann dem Gesetzes-

wortlaut jedoch nicht entnommen werden. Zudem würde die Anwendung des We-

sentlichkeitsbegriffs eine Einschränkung für Kinder mit seelischer Behinderung dar-

stellen.  

 

d) Abs. 3b 

In Abs. 3b bestehen mehrere Unklarheiten, die aufgelöst werden sollten, um künf-

tige Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden: Zum einen wird die drohende Behinderung 

als „mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten“ definiert. Dies ist die Formulierung 
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des derzeit geltenden § 35a SGB VIII. Diese Definition steht allerdings im Wider-

spruch zu § 7 Abs. 2 S. 3 SGB VIII, wonach „Kinder Jugendliche, junge Volljährige 

und junge Menschen […] von Behinderung bedroht [sind], wenn eine Beeinträchti-

gung nach Satz 1 zu erwarten ist“. Darüber hinaus lässt der Verweis auf die fachli-

che Erkenntnis nicht erkennen, welche fachliche Erkenntnis (je nach Art der Behin-

derung) anerkannt wird. 

 

e) Abs. 4 

Generell ist kritisch anzumerken, dass das geplante Vorgehen die Diskussion über 

den anspruchsberechtigten Personenkreis weg vom parlamentarischen Verfahren 

und auf einen unbestimmten Zeitpunkt schiebt. Dies auch vor dem Hintergrund der 

Erfahrung aus der im BTHG vorgesehenen Rechtsverordnung, die bis heute nicht 

erlassen wurde. Will man an der Verordnungsermächtigung festhalten, ist zu be-

achten, dass dadurch unterschiedliche Definitionen des leistungsberechtigten Per-

sonenkreises im Vergleich zur Verordnung im Erwachsenenbereich (§ 99 Abs. 4 

SGB IX) entstehen können, weil neben der Verordnung nach § 99 Abs. 4 Satz 1 

SGB IX eine weitere Verordnung zu Leistungsberechtigung in der Eingliederungs-

hilfe für Kinder- und Jugendliche geschaffen wird. Es ist in diesem Fall dringend an-

geraten, hier einen Gleichlauf mit der Konkretisierung der Leistungsberechtigten im 

Erwachsenenalter herzustellen, etwa durch eine entsprechende Bezugnahme. Dar-

über hinaus ist zu beachten, dass § 27 Abs. 4 SGB VIII-E als genuine Vorschrift 

der Eingliederungshilfe sich allenfalls auf die Regelungen zur Eingliederungshilfe in 

Absatz 3, 3a und 3b beziehen sollte. Ansonsten wäre auch die Leistungsberechti-

gung für Leistungen der klassischen Jugendhilfe nach Abs. 2 von der Verordnungs-

ermächtigung erfasst.  

 

9. § 27a SGB VIII-E 

Am Ende des Absatzes 2 müsste statt auf § 38 vielmehr auf § 39 SGB VIII verwie-

sen werden. Zudem ist zu überlegen, zusätzlich noch auf die §§ 39a und 39b SGB 

VIII zu verweisen. Ferner könnte erwogen werden, eine dem § 35a Absatz 4 Satz 2 

SGB VIII-E ähnliche Regelung zu ergänzen, um zu gewährleisten, dass die Bedürf-

nisse von Kindern und Jugendlichen ohne Behinderungen nicht aus dem Blick gera-

ten.  
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10. § 34 SGB VIII-E 

Hinsichtlich der geplanten Überschrift („Betreute Wohnformen“) wird darauf hinge-

wiesen, dass der derzeit gültige § 48a SGB VIII die Überschrift „Sonstige betreute 

Wohnformen“ trägt. Hier sollte Klarheit geschaffen werden, um Verwechslungen zu 

vermeiden.  

 

11. § 35a SGB VIII-E  

a) Abs. 1 

Benötigt ein Kind sowohl die Komplexleistung Früherkennung und Frühförderung 

als auch Leistungen zur Sozialen Teilhabe in einer Kindertageseinrichtung, kann es 

erforderlich sein, die individuell benötigten Leistungen nicht nur zu kombinieren, 

sondern regelhaft nach Maßgabe von § 19 SGB IX nahtlos in einem Teilhabeplan 

zusammenzuführen, was im Falle eines Komplexleistungsbedarfs im Förder- und 

Behandlungsplan gemäß § 7 FrühV erfolgen könnte. 

 

b) Abs. 2 SGB VIII-E 

In der Aufzählung fehlen Leistungen zur Pflege, obwohl diesen erhebliche Bedeu-

tung zukommt. In § 35a Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII-E sollte aus Sicht der kommunalen 

Praxis geprüft werden, den Zusatz „in ambulanter Form“ aufzunehmen. Ansonsten 

käme es zu einer zusätzlichen Kostenverlagerung auf die Kinder- und Jugendhilfe. 

Die Vorrang-Nachrang-Regelung in Nr. 4 entspricht dem derzeitigen § 102 SGB IX, 

steht allerdings im Widerspruch zu § 14 SGB IX. Fraglich ist deshalb, wie Nr. 4 zu 

verstehen ist. Würde die Neuregelung dazu führen, dass das Jugendamt das Ver-

fahren selbst durchführen müsste, weil es leistender Rehabilitationsträger im Sinne 

des § 14 SGB IX wäre, obwohl andere Reha-Träger materiell zuständig wären, ist 

die Regelung abzulehnen. 

 

c) Abs. 3 

Es ist sicherzustellen, dass auch § 103 SGB IX (Regelung für Menschen mit Behin-

derungen und Pflegebedarf) in den Regelungsumfang des SGB VIII aufgenommen 

wird. In § 35a Absatz 3 SGB VIII-E wird der Leistungskatalog aus § 102 SGB über-

nommen. Hierbei ist sicherzustellen, dass die Sonderregelung zur Schnittstelle der 

Eingliederungshilfe und Pflege aus § 103 SGB IX auch im SGB VIII gilt.  
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d) Abs. 6 

Das vorgesehene persönliche Budget (§ 35a Abs. 6 IKJHG) für Leistungen der Ein-

gliederungshilfe wird im Kontext der Hilfen zur Erziehung teilweise kritisch gese-

hen. Es ist nicht dargelegt, wie eine zweckentfremdende Verwendung ausge-

schlossen werden soll. 

 

12. § 35c SGB VIII-E 

In Absatz 1 Satz 1 ist das Wort „oder“ durch „und“ zu ersetzen („…erkennen oder 

und die Behinderung…“). Wenn eine drohende oder bereits bestehende Behinde-

rung erkannt wird, muss die Konsequenz eine gezielte Förderung sein. 

 

In Absatz 1 Satz 2 sollte noch der Verweis auf § 79 SGB IX aufgenommen werden 

(„Die Leistungen der Früherkennung und Frühförderung bestimmen sich nach §§ 42 

Absatz 2 Nummer 2, 46 und 79 des Neunten Buches“). Der Begriff Komplexleistung 

wird in Absatz 1 nicht verwendet. Die unseres Erachtens wichtige Verweisung auf 

§ 79 SGB IX (heilpädagogische Leistungen) sollte aufgenommen werden, was sich 

auch aus § 46 Abs. 3 SGB IX ergibt. In der Begründung wird bislang stark auf die 

medizinische Leistung abgestellt. Die Komplexleistung Frühförderung wird nach § 46 

Abs. 3 SGB IX aus der Kombination von medizinischen Leistungen (§ 46 Abs.1) und 

heilpädagogischen Leistungen (§ 79 SGB IX) definiert. Zudem könnte im Hinblick auf 

den in Abs. 1 Satz 2 enthaltenen Verweis auf §§ 42 Abs. 2 Nr. 2 und 46 SGB IX er-

wogen werden, die Gesetzesformulierungen zum besseren Verständnis direkt in das 

SGB VIII zu übernehmen, wie dies in den Vorschriften der §§ 35a bis i ausführlich 

geschehen ist. 

 

Es wird ferner angeregt, den bislang nicht näher bestimmten Begriff der schulvorbe-

reitenden Maßnahmen in Abs. 2 zumindest in der Begründung näher zu definieren.  

 

13. § 35d SGB VIII-E 

Es ist sicherzustellen, dass durch die Reform keine Einschränkungen oder Ver-

schlechterungen für die in Bayern bewährten Heilpädagogischen Tagesstätten ent-

stehen. 
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Abweichend von § 112 Abs. 4 SGB IX, wonach die erforderliche Anleitung und Be-

gleitung unter bestimmten Voraussetzungen „an mehrere Leistungsberechtigte ge-

meinsam …[erbracht]“ werden kann, bezieht sich § 35 d Abs. 4 Satz 1 SGB VIII des 

Referentenentwurfs nunmehr auf „Gruppenangebote an Kinder und Jugendliche“ 

(und stellt insoweit, anders als in der Begründung dargestellt, gerade keine wortglei-

che Übernahme dar). Der Begriff „Gruppenangebot“ weist deutliche Unschärfen auf, 

die zu klären sind. Aus hiesiger Sicht muss jedenfalls sichergestellt sein, dass der 

jeweilige Individualanspruch des leistungsberechtigten Kindes bzw. Jugendlichen 

vollumfänglich wie bisher erhalten bleibt – auch beim Pooling. 

 

Ferner wird darauf hingewiesen, dass insbesondere bei der Gewährung von Hilfen 

zur Teilnahme am Fernunterricht gem. § 35d Abs 3 Ziff. 1 des Entwurfs in der Praxis 

immer wieder Fragen der Erfüllung der Schulpflicht gem. der Vorgaben im BayEUG 

auftauchen. Möglicherweise könnte ein entsprechender Hinweis (etwa in der Be-

gründung) zu einer Klärung beitragen. 

 

14. § 35f SGB VIII-E 

In § 35f Abs. 6 Satz 2 SGB VIII-E wird die Streichung der Wörter „Eltern, Geschwis-

ter oder“ angeregt („Vertraute Bezugspersonen im Sinne von Satz 1 sind Eltern, Ge-

schwister oder Personen, die dem Kind oder Jugendlichen gegenüber im Alltag be-

reits Leistungen der Eingliederungshilfe erbringen.“). 

Im Rahmen der Regelungen der für Begleitung von Menschen mit Behinderung im 

Krankenhaus im Jahr 2021 wurden folgende Finanzierungsregelungen festgelegt:  

 Die Gesetzliche Krankenversicherung trägt den Verdienstausfall für Begleitper-

sonen aus dem privaten Umfeld. 

 Die Eingliederungshilfe trägt die Kosten einer Begleitung durch eine Person, die 

bereits jetzt (professionell) Leistungen der Eingliederungshilfe gegenüber der zu 

begleitenden Person erbringt. 

 

Eltern und Geschwistern fallen unter Begleitpersonen aus dem privaten Umfeld; dies 

ergibt sich bereits aus § 44b Abs. 1 Nr. 2 a) SGB V i.V.m § 7 Abs. 3 Nr. 1 und 2 Pfle-

gezeitgesetz. Eine Erweiterung der Kostentragung des Trägers der Eingliederungs-

hilfe für den Fall einer Begleitung des stationären Krankenhausaufenthalts durch El-

tern und Geschwister wird abgelehnt und ist aufgrund der bestehenden gesetzlichen 
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Regelungen (vgl. § 44b SGB V sowie die besondere Regelung eines Krankengeldes 

für Eltern nach § 45 SGB V) nicht erforderlich. 

 

15. § 36a Abs. 2 SGB VIII-E 

Es wird ein dringender Klärungs- und Lösungsbedarf hinsichtlich der Passung und 

Vorrangigkeit von Förder- und Behandlungsplan im Sinne § 35c Abs. 3 und des 

Hilfe- und Leistungsplans nach § 36a gesehen.  

 

Daneben könnte die Neuregelung in Absatz 2, wonach die regelmäßige Überprüfung 

und Fortschreibung des Hilfe- und Leistungsplans nach „spätestens zwei Jahren“ er-

folgen soll, dazu führen, dass – vor allem aus Kosten- und Personalgründen – die 

Hilfe- und Leistungsplanung für alle Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, d. h. so-

wohl die Hilfen zur Erziehung, als auch die Eingliederungshilfe, zukünftig regelhaft 

nur noch alle zwei Jahre erfolgt, auch wenn die Planung und Steuerung im Einzelfall 

engmaschiger angezeigt wäre. Die Neuregelung birgt damit die Gefahr, dass der ge-

nannte Zeitraum zum Regelfall wird. Sinnvoller könnte deshalb ggf. ein Verweis auf 

„regelmäßig im Rahmen der fachlichen Standards“ sein. 

 

16. § 36c SGB VIII-E 

§ 36c Abs. 1 Satz 1 1. Halbsatz SGB VIII-E erweckt den Anschein, dass die Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe zukünftig auch diejenigen Hilfemaßnahmen finanzieren 

müssen, zu denen das Familiengericht Eltern, Kinder und Jugendliche bzw. junge 

Volljährige verpflichtet. Es wird darauf hingewiesen, dass die Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe dadurch die Prüfungs-, Beurteilungs- und Steuerungshoheit verlieren 

könnten. Aus Sicht der kommunalen Praxis sollte deshalb § 36c Abs. 1 Satz 1 1. 

Halbsatz SGB VIII-E jedenfalls unter den Vorbehalt der Zustimmung des Jugend-

amts gestellt werden. 

 

17. § 38a SGB VIII 

Die in Absatz 2 Satz 2 über die Bezugnahme auf § 17 Absatz 2 Satz 1 SGB IX nor-

mierte Frist von zwei Wochen, innerhalb derer die Erstellung einer sozialmedizini-

schen bzw. psychologischen Begutachtung fertig gestellt sein soll, ist utopisch und 
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weckt bei den Leistungsempfängern Hoffnungen, die von vornherein enttäuscht wer-

den. In dieser kurzen Zeit ist kein Gutachten zu erwarten. Es wird daher dringend 

davon abgeraten, diese Frist in den Entwurf aufzunehmen.  

 

Zudem ist i.R.d. Regelung in Absatz 3 (Beteiligung des Kindes/Jugendlichen und der 

Personensorgeberechtigten bei der Entscheidung über die Erforderlichkeit eines 

Gutachtens) von vornherein damit zu rechnen, dass Leistungsberechtigte die Erstel-

lung von Gutachten als nicht erforderlich betrachten werden. Hier sollte ebenfalls 

nachgebessert werden. Klärungsbedürftig ist ferner, was „vergleichbare Bescheini-

gungen“ sein sollen (reicht die Stellungnahme eines Heilerziehungspflegers 

aus?). 

 

18. § 38b SGB VIII 

Im Hinblick auf § 38b SGB VIII besteht sowohl im Hinblick auf den Gesetzestext als 

auch die Begründung dringender Klarstellungsbedarf, um einen sinnvollen zeitlichen 

Ablauf erkennbar zu machen.  

 

Sollte es sich bei den Regelungen zur Hilfe- und Leistungsplankonferenz gemäß 

§ 36b SGB VIII-E um das – nach aktueller Rechtslage – häufig sogenannte „Hilfe-

plangespräch“ gemäß bisherigem § 36 SGB VIII handeln, so steht § 36b SGB VIII-E 

zum einen im Widerspruch zu § 36 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII-E. Zum anderen würden 

bei Inkrafttreten dieser Regelung die fachlich angemessenen Beteiligungsinstru-

mente, hier das Hilfeplangespräch, der Kinder- und Jugendhilfe deutlich geschwächt 

werden, da Hilfe- und Leistungsplankonferenzen nur mit Zustimmung der Leistungs-

berechtigten erfolgen sollen (vgl. § 36b Abs. 1 S. 1 SGB VIII-E). Das Treffen von Ab-

sprachen und Vereinbarungen im Rahmen der Hilfe- und Leistungsplanung unter 

Beteiligung aller relevanten Akteure, wie es derzeit Standard ist, wäre unter diesen 

Umständen nicht möglich. Neben (negativen) Konsequenzen für die Fallsteuerung 

sind hier auch Folgen für den Kinderschutz zu befürchten. Gerade in Einzelfällen, in 

denen Hilfen zur Erziehung im Kontext des Kinderschutzes gewährt werden, ist mit 

Widerständen der Personensorgeberechtigten zu rechnen. Auch wenn diese Wider-

stände nicht neu wären und diesen im Rahmen der (sozial-)pädagogischen Arbeit 

mit den Familien zu begegnen ist, so konnte sich bislang auf die Anforderungen zur 

Mitwirkung gem. § 36 SGB VIII berufen werden. Der vorliegende Entwurf würde dies 
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allerdings nicht ermöglichen. Dies hätte zur Konsequenz, dass die Hilfe entweder 

ohne gemeinsame Absprachen und Vereinbarungen zum Schutz der Kinder gewährt 

werden müsste oder aber vermehrt familiengerichtliche Verfahren anzustreben wä-

ren, um Vereinbarungen im Rahmen einer Anhörung gem. § 157 FamFG zu treffen. 

Darüber hinaus sieht § 36b Abs. 1 S. 3 SGB VIII-E vor, dass auf die Hilfe- und Leis-

tungsplankonferenz verzichtet werden kann, wenn der Sachverhalt schriftlich ermit-

telt werden kann. Für einige der zu gewährenden Eingliederungshilfen – beispiels-

weise einmalige Geld- oder auch Sachleistungen – mag dies angemessen erschei-

nen, für Dienstleistungen im Rahmen der Hilfe zur Erziehung und Eingliederungshilfe 

aber regelmäßig nicht. Es ist allerdings zu befürchten, dass – alleine aus Kosten- 

und Personalgründen – regelhaft von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden 

würde. 

 

Die Verordnungsermächtigung in § 36b Abs. 3 SGB VIII-E zur Bestimmung des In-

struments der Bedarfsermittlung wird teilweise kritisch gesehen, weil es eine zentrale 

fachliche Frage wiederum in ein Folgeverfahren verschiebt und die Gefahr besteht, 

dass die aktuell vorgesehene „Orientierung am ICF-CY“ ausgehebelt wird. 

 

19. § 38c SGB VIII 

Absatz 1 Nr. 2 verweist auf das in § 8 SGB IX geregelte Wunsch- und Wahlrecht. Da 

sich aber eine Regelung zum Wunsch-und Wahlrecht auch in § 5 SGB VIII findet, 

könnte auch direkt hierauf Bezug genommen werden. Angeregt wird aus der Praxis 

ferner, die Information der Pflegekasse in § 38c Abs. 4 SGB VIII-E nicht von 

der Zustimmung des Leistungsberechtigten abhängig zu machen. Die Pflegekasse 

ist zwingend zu informieren, da deren Leistungen bei Pflegebedürftigkeit vorrangig 

sind. Dasselbe gilt für die Hilfe zur Pflege. 

 

20. § 38d SGB VIII 

Es erscheint nicht sachgerecht, über die Soll-Vorschrift in Abs. 3 Satz 2 eine regel-

mäßige Pflicht des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme der Aufga-

ben anderer Rehabilitationsträger aufzunehmen. Sinnvoll wäre vielmehr eine bloße 

Kann-Vorschrift.  
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21. § 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII 

Die Vorschrift ist redaktionell anzupassen, da sie noch auf den mit Art. 1 Nr. 12 

IKJHG-E gestrichenen § 35a Abs. 1a SGB VIIII verweist. 

 

22. § 41 SGB VIII 

Die Anwendung von § 41 SGB VIII ist bereits jetzt mit erheblichen Schwierigkeiten 

für die Fachpraxis verbunden. Durch das BMFSFJ sollte sorgfältig geprüft werden, 

dass die gemäß § 41 SGB VIII erforderliche „Gefährdungseinschätzung“ für den 

künftig neu hinzukommenden Personenkreis nicht zu einem Automatismus wird und 

regelhaft zu einem Leistungsanspruch führt, weil die Verselbständigung alleine auf-

grund der Behinderung prognostisch gefährdet ist.  

 

23. § 74 Abs. 4 SGB VIII 

Hier sollte – zumindest in der Begründung – klargestellt werden, dass hochspeziali-

sierte behinderungsspezifische Leistungsangebote, wie z.B. für taubstumme oder 

blinde Kinder, aber auch Heilpädagogische Tagesstätten oder Werkstätten für Men-

schen mit Behinderungen oder Angebote der Offenen Behindertenarbeit dadurch 

nicht eingeschränkt werden sollen. 

 

24. § 75 Abs. 2 SGB VIII 

Die Anspruchserweiterung auch auf das Gebiet der Eingliederungshilfe für Kinder 

und Jugendliche bedeutet einen Mehraufwand der im Gesetzentwurf nicht abgebildet 

wird.  

 

25. § 85 SGB VIII 

In § 85 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII dürfte eine redaktionelle Folgeänderung erforderlich 

sein, wobei der bisherige Wortlaut („für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche“) 

erweitert werden müsste. 

 

26. § 91 SGB VIII 

Es ist eingehend zu prüfen, ob in § 91 Abs. 3 SGB VIII klarstellend und ergänzend 

auch Leistungsansprüche zur Teilhabe an Bildung aufzunehmen wären, um eine 

Schlechterstellung auszuschließen. 
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27. § 94 SGB VIII 

§ 94 Absatz 3 Satz 2 SGB VIII soll laut Gesetzesentwurf dahingehend geändert wer-

den, dass der junge Mensch, der das Kindergeld selbst erhält „einen Kostenbeitrag 

in Höhe des Kindergeldes als Kostenbeitrag zu zahlen“ hat. Laut Begründung des 

Gesetzesentwurfs (S. 68) ist jedoch von einem Kostenbeitrag „nur noch in Höhe von 

75 Prozent des Kindergeldes“ die Rede. Es wird davon ausgegangen, dass es sich 

in der Begründung um ein Redaktionsversehen handelt, da eine Beschränkung auf 

75 Prozent des Kindergeldes aus dem Gesetzestext des Absatz 3 nicht erkennbar 

ist. 

 

28. § 109 SGB VIII 

Die Übergangsregelungen nach § 109 SGB VIII-E enthalten keine Regelung zur Be-

stimmung des örtlich zuständigen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zustän-

digkeitsübergang. Dies sollte nachgeholt werden, um Nachteile für Leistungsberech-

tigte zu verhindern. Ohne konkrete Übergangsregelung könnten Friktionen beim Zu-

ständigkeitsübergang entstehen, die den Interessen der Leistungsberechtigten zuwi-

derlaufen. Die Regelungen zur örtlichen Zuständigkeit im Teil 2 SGB IX und im 

SGB VIII unterscheiden sich dabei erheblich in ihren Ausgestaltungen. Die beinahe 

statischen Regelungen zur örtlichen Zuständigkeit des SGB IX stehen im Wider-

spruch zur dynamischen örtlichen Zuständigkeit im SGB VIII.   

 

Ab dem Wechsel der Fälle vom Neunten in das Achte Buch Sozialgesetzbuch dürfte 

eine Zuständigkeitsprüfung nach dem SGB VIII, i.d.R. nach § 86 SGB VIII, vorzuneh-

men sein. Da die Grundsystematik der §§ 86 ff. SGB VIII mit dem IKJHG nicht ange-

tastet wird, wäre eine „Überführung“ in diese Zuständigkeitslogik vorzunehmen. Dies 

wiederum bedingt jedenfalls für Bayern zwingend eine neue Prüfung der örtlichen 

Zuständigkeit, da die Gebietskörperschaften nicht identisch sind (z.B. Bezirke – 

Landkreise/kreisfreie Städte in Bayern). Wird die Frage des Zuständigkeitsüber-

gangs nicht eindeutig geregelt, besteht u.a. die Gefahr, dass Eingliederungshilfeträ-

ger zum Stichtag vor dem Inkrafttreten den Fall einstellen, ohne dass klar ist, wel-

ches Jugendamt weiterleistet. Aber auch für diejenigen Bundesländer, in denen der 

Wechsel der Fälle nur innerhalb einer Gebietskörperschaft erfolgen kann, wäre vom 

Gesetzgeber festzulegen, ob dieser Wechsel stets innerhalb der gleichen  

Gebietskörperschaft erfolgt (Beispiel: das Sozialamt gibt zum Stichtag alle Fälle an 
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das Jugendamt ab) oder zunächst eine Zuständigkeitsprüfung nach dem SGB VIII 

für jeden Fall erfolgen soll (dann gibt das Sozialamt nur die Fälle hausintern ab, bei 

denen die Zuständigkeitsprüfung nach dem SGB VIII auch die örtliche Zuständigkeit 

[nach § 86 SGB VIII] derselben Gebietskörperschaft ergibt). Geht man aufgrund die-

ser Überlegungen davon aus, dass es einer (örtlichen) Zuständigkeitsprüfung bedarf, 

könnten folgende Regelungen sinnvoll sein: 

 Klare gesetzgeberische Regelung zur Zuständigkeitsprüfung 

 Zeitliche Staffelung und einen ausreichenden zeitlichen Vorlauf zum Termin des 

Zuständigkeitswechsels, sofern die die Jugendämter aufgrund ihrer einschlägi-

gen Erfahrung die Zuständigkeitsprüfung verbindlich vornehmen sollen, 

 Regelung zur Weiterführung des Falls und zur Kostenerstattung für den Fall, 

dass die Übernahme zum gesetzlichen Zeitpunkt des Zuständigkeitswechsels 

nicht erfolgen kann/nicht gelingt. 

 

29. Zu Artikel 2 – Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

Es wird angeregt, § 144 Absatz 2 Nr. 9 SGB IX (Bundesstatistik zu heilpädagogi-

schen Leistungen) zu streichen. Da heilpädagogische Leistungen nur für noch nicht 

eingeschulte „Kinder“ angedacht sind und nicht mehr vom Träger der Eingliede-

rungshilfe nach dem SGB IX, sondern künftig vom Träger der Jugendhilfe erbracht 

werden, müssten sie aus der Statistik zur Erhebung der Auswirkungen des SGB IX 

gestrichen werden. 

 
30. Zu Artikel 6 – Änderung des Fünfen Buches Sozialgesetzbuch 

Es wird folgende Ergänzung angeregt, die für einen Gleichlauf der Regelungen mit 

dem SGB IX erforderlich ist: In § 44b Absatz 1 Nummer 1d) werden nach dem Wort 

„Buches“ die Wörter „oder § 35f Absatz 6 des Achten Buches“ eingefügt.   

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Gez. Isabella Gold 

Ltd. Ministerialrätin 


